 Gefeg-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


/ 


—— Nr. 37. 


(Nr. 5611.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 17. September 1862. „betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
von Samplawa bis zur Grenze des Kreiſes Loͤbau in der Richtung auf 
Deutſch⸗Eylau, im Regierungsbezirk Marienwerder. 


. N Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
von Samplawa bis zur Grenze des Kreiſes Lobau in der Richtung auf Deutſch⸗ 
Euylau im Regierungsbezirk Marienwerder genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch 

dem Kreiſe Lobau das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſer Chauſſee erfor⸗ 

derlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ 
und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen 
beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem 
genannten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung 
der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich 


der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der 


ſionſtigen die Erhebung betreffenden zufäßlichen Vorſchriften, wie dieſe Be⸗ 
ſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hier⸗ 
durch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 
1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die 
gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
Der gegenwartige Erlaß ift durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
f Schloß Babelsberg, den 17. September 1862. 


Wilhelm. 
3 v. d. Heydt. v. Holzbrinck. 
An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten. 


. 


Jiehegang 1869. (Nr. 5611—612) 50 (Fr. 5612) 
Ausgegeben zu Berlin den 25. Oktober 1862. 


| 2 344 — | 
(Nr. 5612.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 


TE 


des Kreiſes Loͤbau im Betrage von 26,000 Thalern. Vom 17. Sep-. 


tember 1862. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ı. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Kreiſes Loͤbau auf dem Kreistage 
vom 24. Februar 1862. beſchloſſen worden, die zur Ausfuͤhrung der vom Kreiſe 
unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe 
zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der 
Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
26,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der 
Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit 
des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen 
zum Betrage von 26,000 Thalern, in Buchſtaben: ſechs und zwanzig tau⸗ 
ſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 5 
10,000 Rthlr. zu 1000 Rthlr., 

00 


h = „ 300 
5,500 «„ 100 ⸗ 
1,500 = E 50 = 
1,000 = = 25 


— 26,000 Nehlr⸗ 


u dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 1 


fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtim⸗ 
menden Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1865. ab mit wenigſtens jaͤhrlich 
Ein und einhalb Prozent des Kapitals und dem Betrage der durch die forte 
ſchreitende Amortiſation erſparten Zinſen zu tilgen find, durch gegenwärtige 
Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen W 


zu machen befugt iſt. 


Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 1 


ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die 
Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 1 . 


Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 17. September 1862. 


(I. S.) Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Jagow. b. Holzbrinck. 1 


Pro- 


irkung er⸗ 
theilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden 
Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend 5 1 


N 
provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder, 
Obligation ’ 
des Kreiſes Löbau 


e e 
Reer: Thaler Preuß iſch Kurant. 
Auf Grund der unte õ n beſtaͤtigten Kreistags⸗ 


beſchluͤſſe vom 24. Februar 1862., wegen Aufnahme einer Schuld von 26,000 
Thalern, bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau des Kreiſes 
Loͤbau Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, Seitens 
des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Schuld von Tha⸗ 
lern Preußiſch Kurant nach dem beſtehenden Muͤnzfuße, welche fuͤr den Kreis 
kontrahirt worden und mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. 

u: Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 26,000 Thalern geſchieht 
vom Jahre 1865. ab allmaͤlig innerhalb eines Zeitraums von Jahren aus 
einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von jährlich wenigſtens Ein 
und einhalb Prozent des Kapitals und dem Betrage der durch die fortſchrei⸗ 
tende Amortiſation erſparten Zinſen. 8 i 

E Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1805. ab in dem 
Monate April jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch groͤßere Auslooſung zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Die ausgelooften, ſowie die ge⸗ 
kuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung er: 
folgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs 
und drei Monate vor dem Zahlungstermine in dem Preußiſchen Staats⸗Anzeiger, 
dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Marienwerder und dem Kreis⸗ 
blatte des Kreiſes Loͤbau. 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 1. April und am 1. Oktober, von heute an 
gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Chauſſeebaukaſſe in Neumark, und zwar auch in der nach dem Ein⸗ 
tritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 

Ur. 5612) 50* Mit 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praſentirten Schuldverſchreibung 


find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine zuruͤck⸗ 


zuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 9 
abgezogen. a 9 
Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld? 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Th. I. 
Tit. 51. H. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Löbau. 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 


demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen | 


Verjahrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Befig 4 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der ange- 


meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausge⸗ 


zahlt werden. 5 15 
Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind halbjaͤhrige Zinskupons bis zm 
Schluſſe des Jahres ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 7 
Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Chauſſee⸗ 
baukaſſe zu Neumark gegen Ablieferung des der alteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 
der neuen Zinskupons⸗ Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 1 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. a 
: zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unferer Unterſchrift 
ertheilt. f 5 7 — 


Neumark, den 1 


Die ftändifche Kommifſton für den Chauffeebau im Kreife Löbau. 


Dan: Prien en Marienwerder. 


3 i Ku pon 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Kreiſes Löbau 
Pitter? . 


. hae Prozent Zinſen über ..... Thaler 
3 Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen ae in 
DEE eit om ae een ehe . reſp. vom 


FFT ENe HSSS A ER und ſpaͤterhin die Zinfen der 
vorbenannten Kreis“ ⸗Obligation für das Halbjahr vom bis 
FEE mit (in Buchſtaben]] ] ]. Thale! Silbergroſchen bei 
der Kreis⸗Chauſſeebaukaſſe zu Neumark. 
Neumark den 18. 


Die Chauſſeebau⸗ Kommiſſion des Kreiſes Löbau. 


95 Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Faͤlligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Halbjahres an gerechnet, erhoben wird. 


provinz Preußen, Regierungsbezirk Marienwerder. 


Ta lo n 


zur N 
Kreis⸗Obligation des Kreiſes Löbau. 


u Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Kreiſes Loͤbau 


Liter; re übern. Thaler Prozent Zinſen 


die . te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
1 Chauſſeebaukaſſe zu Neumark, inſofern Seitens des Inhabers der Obligation 
| 3 kein Widerſpruch dagegen erhoben wird. 

Neumark, den en 18 


Die Chauſſeebau⸗Kommiſſion des Kreiſes Löbau. 


(Nr. 5612-5614.) (Nr. 5613.) 


f „„ 5 
(Nr. 5613.) Allerhöͤchſter Erlaß vom 17. September 1862., betreffend die Verleihung der fis⸗ 7 
ER kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis-Chauffee | 
von Rothſchloß nach Strehlen, im Regierungsbezirk Breslau. | 


Messen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den im Regierungsbezirk 
Breslau beabſichtigten Bau einer Chauſſee von Rothſchloß nach Strehlen ge⸗ 
nehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Strehlen das Expropriations⸗ 
recht fuͤr die zu dieſer Chauſſee innerhalb des Kreiſes Strehlen erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unter⸗ 
haltungs = Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats-Chauſſeen ber 
ſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem 


genannten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauffeemäßigen Unterhaltung 
der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 


des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließ⸗ 
lich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie 
der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Be⸗ 
ſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 


verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. 


angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte 

Straße zur Anwendung kommen. . s 1 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur offentlichen 

Kenntniß zu bringen. . 5 2 
Schloß Babelsberg, den 17. September 1862. 


Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Holzbrinck. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 5614.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 6. Oktober 1862., betreffend die Beſtaͤtigung verſchie⸗ 1 
dener Beſchluͤſſe des 24. Generallandtages der Oſtpreußiſchen Landſchaft. 


Ai Steh Bericht vom 23. September d. J. will Ich die von dem 24. Ge⸗ 
i age der Oſtpreußiſchen Landſchaft gefaßten Beſchluͤſſe, wie folgt, be⸗ 
ſtaͤtigen: N 1 98 
1) Unter Modifikation der Kabinetsorder vom 15. Dezember 1843. (Ge⸗ 
ſetz Sammlung 1844. S. 49.) beſtimme Ich, daß die von den Pfand⸗ 
briefsſchuldnern der Oſtpreußiſchen Landſchaft jaͤhrlich zu zahlenden Bei⸗ 
träge, und zwar von Weihnachten 1861. ab, um einhalb Prozent zu 
ermaͤßigen find. Dieſe Ermaͤßigung erſtreckt ſich auf ſaͤmmtliche Pfand 
briefe, gleichviel, ob dieſelben mit drei und einhalb oder mit vier M f 

e 


2) In Ergänzung des durch Meinen Erlaß vom 1. November 1858. be⸗ 
ſtaͤtigten Regulativs, die veränderte Organiſation der Oſtpreußiſchen land⸗ 
ſchaftlichen Behörden betreffend (Gefeg- Sammlung 1858. S. 574. ff.), 
verordne Ich: 

a) Der aͤlteſte der Departementslandſchafts- Direktoren iſt zugleich 
Mitglied der Generallandſchafts- Direktion. 

bp) Die Landſchafts⸗Syndici find fortan von dem Plenar- Kollegium 
zu waͤhlen, welchem fuͤr jede Wahl mindeſtens drei Kandidaten 
durch den Generallandſchafts⸗Direktor vorzuſchlagen find. 

3) Die neuen Kupons⸗Serien find kuͤnftig auf Grund von Talons nach 
dem beigefuͤgten Schema auszureichen. 8 5 

4) Die Wahl der Kirchſpiels-Sozietaͤts-Stimmfuͤhrer erfolgt fortan auf 
ſechs Jahre. er 

N Die Anlagen Ihres Berichts erfolgen zuruͤck, und haben Sie uͤbrigens 

dieſen Meinen Erlaß durch die Geſetz-Sammlung zu veroͤffentlichen. 

Schloß Babelsberg, den 6. Oktober 1862. 


Wilhelm. 
1 v. Jagow. 
An den Miniſter des Innern. 
Talon 
8 zum 
Oſtpreußiſchen 3Zprozentigen Pfandbrieeeee k ſchen 
| Depattenents M Der Thaler. 


5 Der Praͤſentant dieſes Talons erhaͤlt bei der Oſtpreußiſchen General⸗ 
landſchafts⸗Kaſſe zu Königsberg oder bei dem Generallandſchafts-Agenten in 


Berlin zu dem genannten Pfandbriefe die neue Serie Kupons pro Weihnachten 


1868. u. ſ. w., wenn nicht der Inhaber des Pfandbriefes bei der Landſchaft 
dagegen Einſpruch macht. 

6 Wird dieſer Talon bis zum 24. Juni 1869. nicht praͤſentirt, ſo kann 
der Pfandbriefsinhaber ohne Weiteres die neuen Kupons erhalten. 


Oſtpreußiſche Generallandſchafts⸗ Direktion. 


Gr. 5614-5615.) (Nr. 5615.) 


615.) Bekanntmachung des Alerhöchſten Erlaſſes vom 24. September 1862. betreffend 
die Beſtaͤtigung der Abaͤnderungen des Statuts der Werſchen⸗Weißenfelſer 
Brraunkohlen⸗Aktiengeſellſchaft zu Weißenfels. Vom 7. Oktober 1862. 


D. Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhöͤchſten Erlaſſes vom 24. Sep⸗ 


tember d. J. die in der notariellen Verhandlung vom 27. Juni d. J. zus F 


ſammengeſtellten Abaͤnderungen des Statuts der erſchen⸗Weißenfelſer Braun⸗ 
kohlen⸗Aktiengeſellſchaft zu Weißenfels zu beſtaͤtigen geruht, was hierdurch auf 
Grund des Artikels 12. $. 3. des Einfuͤhrungsgeſetzes zum Allgemeinen Deutſchen 
Handelsgeſetzbuche vom 24. Juni 1861. mit dem Bemerken zur oͤffentlichen 
Kenntniß gebracht wird, daß der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt der annektirten nota⸗ 
riellen Verhandlung vom 27. Juni d. J. durch das Amtsblatt der Koͤniglichen 
Regierung zu Merſeburg bekannt gemacht werden wird. | 


Berlin, den 7. Oktober 1862. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
ee Im Auftrage: = e 


Delbrück. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
- (R. Oecker). 


